
 
 

 

 

 
Bern, 15. Dezember 2023 
 
 
Adressaten: 
die politischen Parteien 
die Dachverbände der Gemeinden, Städte und Berggebiete 
die Dachverbände der Wirtschaft 
die interessierten Kreise 
 
 
Änderung des Ausländer- und Integrationsgesetzes 
(Erleichterung der selbstständigen Erwerbstätigkeit, Berücksichtigung des Le-
bensmittelpunkts und Zugriffe auf Informationssysteme); 
Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Der Bundesrat hat am 15. Dezember 2023 das EJPD beauftragt, bei den Kantonen, 
den politischen Parteien, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemein-
den, Städte und Berggebiete, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirt-
schaft und den interessierten Kreisen zur Änderung des Ausländer- und Integrations-
gesetzes ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. 
 
Die Vernehmlassungsfrist dauert bis zum 29. März 2024. 
 
In verschiedenen Bereichen hat sich insbesondere im Ausländer- und Integrationsge-
setz (AIG; SR 142.20) ein Anpassungsbedarf ergeben: 
 
Die Vorlage sieht die Aufhebung der Bewilligungspflicht für den Wechsel von einer 
unselbstständigen zu einer selbstständigen Erwerbstätigkeit von Inhaberinnen und 
Inhabern einer Aufenthaltsbewilligung vor. 
 
Sie sieht vor, dass bei der Erteilung einer Aufenthalts- oder Niederlassungsbewilli-
gung der Lebensmittelpunkt in der Schweiz liegen muss und dass die Bewilligung bei 
dessen Verlegung ins Ausland erlischt. Damit wird die Motion 21.4076 Marchesi 
«Aufenthaltsbewilligungen für Ausländerinnen und Ausländer. Der Grundsatz des Le-
bensmittelpunkts soll wieder eindeutig anwendbar sein» umgesetzt.  
 
Die Vorlage schafft die rechtliche Grundlage für die Publikation der Verwaltungssank-
tionen des Staatssekretariats für Migration (SEM) gegen Luftverkehrsunternehmen. 
Zudem soll deren Betreuungspflicht ausgeweitet werden. 
 
Mit der Vorlage soll im Rahmen des Wegweisungsvollzugs eine rechtliche Grundlage 
für die Anwesenheitspflicht in der zugewiesenen Unterkunft geschaffen werden. Auf-
grund eines Bundesgerichtsentscheids soll zudem die Haftdauer der sogenannten 
«Dublin-Renitenzhaft» eingeschränkt werden. 
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Für die kantonalen Justizvollzugsbehörden soll eine gesetzliche Grundlage geschaf-
fen werden, damit diese bei der Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben auf besonders 
schützenswerte Daten im Zentralen Migrationsinformationssystem (ZEMIS) zugreifen 
können. Weiter sollen zusätzliche Mitarbeitende des SEM, die zuständigen Abteilun-
gen des Bundesverwaltungsgerichts und die schweizerischen Auslandvertretungen 
und Missionen Zugriff auf die benötigten Personendaten im Informationssystem für 
die Rückkehr (eRetour) des SEM erhalten. 
 
Die Vorlage betrifft auch formelle und redaktionelle Änderungen. Sie betreffen die 
Zuständigkeit für die Unterstellung unter die Stellenmeldepflicht, die Weitergabe me-
dizinischer Daten zur Beurteilung der Transportfähigkeit, die Voraussetzungen für die 
Verfügung eines Einreiseverbots, die Abschaffung der Sonderabgabe aus Erwerbs-
einkommen und die Neugestaltung des Systems der Bundessubventionierung der 
kantonalen Sozialhilfekosten für Personen des Asylbereichs. 
 
Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden über die Internetadresse: 
Vernehmlassungen laufend (admin.ch) 
 
Wir sind bestrebt, die Dokumente im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes 
(BehiG; SR 151.3) barrierefrei zu publizieren. Wir ersuchen Sie daher, Ihre Stellung-
nahmen wenn möglich elektronisch (bitte nebst einer PDF-Version auch eine Word-
Version) innert der Vernehmlassungsfrist an folgende E-Mail-Adressen zu senden: 
 

vernehmlassungSBRE@sem.admin.ch 
 
Wir bitten Sie, im Hinblick auf allfällige Rückfragen die bei Ihnen zuständigen Kontakt-
personen und deren Koordinaten anzugeben. 
 
Für Rückfragen und allfällige Informationen steht Ihnen Herr Christoph Lienhard (058 
485 69 68) zur Verfügung. 
 
Für Ihre wertvolle Mitarbeit danken wir Ihnen im Voraus bestens. 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
 
Elisabeth Baume-Schneider 
Bundesrätin 

https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing
mailto:vernehmlassungSBRE@sem.admin.ch

